[bookmark: _Toc0]13) - 10.07.2026

İsmail Rustam
Wichmannstrake 9
10787 Berlin
Sozialgericht
25 Berlin
i
An das ‘вто: 10. Juli 2026
Sozialgericht Berlin |
Invalidenstraße 52
10557 Berlin
i ——Doppei____ Anlagen____-fach banı
Cİ ma a Heft
Berlin, den 08.07.2026
Az.: S 193 KR 463/26 ER
Betreff: Dringende Beschvverde und Antrag auf sofortiges gerichtliches Einschreiten wegen
fortgesetzter zahnmedizinischer Nichtbehandlung, Rückzug der Zahnarztpraxis Karl-Marx-
Straße, ungeklärter AOK-Kostenverantwortung, zwingend notwendiger gerichtlicher
Sachverständigenbegutachtung und akuter lebensgefährdender Gesundheitsgefährdung
Sehr geehrte Damen und Herren,
hiermit erhebe ich im laufenden Verfahren erneut dringende Beschwerde und beantrage
sofortiges gerichtliches Einschreiten.
Seit mindestens fünf Jahren besteht ein fortgesetzter Konflikt um meine notwendige
zahnmedizinische Gesamtversorgung. Dies ist keine bloße Kostenfrage und kein
gewöhnlicher Streit über einzelne Zahnarztrechnungen. Es handelt sich um eine seit Jahren
andauernde Blockade meiner medizinisch notwendigen Behandlung, meiner Kaufunktion,
meiner Ernährungsmöglichkeit und meiner körperlichen Unversehrtheit.
Seit 2024 wurden die vorhandenen Brücken bzw. prothetischen Versorgungen entfernt. Die
darunter befindlichen beschliffenen Zähne sind seitdem ungeschützt, beschädigt und weiter
zerstört worden. Meine Kaufunktion ist nicht nur eingeschränkt, sondern seit ungefähr zwei
Jahren faktisch vollständig aufgehoben. Ich kann feste Nahrung, Obst, Gemüse und normale
Nahrung nicht mehr ordnungsgemäß kauen. Dadurch haben sich meine Magen-, Verdauungs-
und allgemeinen Gesundheitsprobleme erheblich verschärft.
Seit Januar 2026 war ich bei der Zahnarztpraxis in der Karl-Marx-Straße, nachdem frühere
Behandler die Behandlung nicht fortgeführt haben. In dieser Praxis wurde ein Heil- und
Kostenplan über etwa 27.000 EUR erstellt und an die AOK Nordost übermittelt. Bis heute ist
dieser Heil- und Kostenplan nicht verbindlich geklärt worden. Eine gesicherte
Kostenentscheidung und eine gesicherte Gesamtbehandlung wurden nicht herbeigeführt.
Tatsächlich erfolgte seit Januar 2026 keine wirkliche zahnmedizinische Gesamtbehandlung.
Es wurden lediglich im April 2026 drei Kanalbehandlungen bzw. Wurzelkanalbehandlungen
durchgeführt. Hierfür wurden von mir etwa 450 EUR verlangt und von mir bezahlt. Diese
Zahlung wurde mir auferlegt, obwohl die Kosten- und Verantwortungsfrage im laufenden
Verfahren gerade ungeklärt ist. Einer dieser Zähne war bereits zuvor vorbereitet und mit einem
Stift- bzw. Schraubaufbau versehen. Dieser Aufbau wurde entfernt. Eine vollständige
Sanierung, eine Wiederherstellung der Kaufunktion oder eine gesicherte Weiterbehandlung
erfolgte nicht.
Für den 27.05.2026 war ein weiterer Termin vorgesehen. Etwa eine Stunde vor dem Termin,
als ich mich bereits auf dem Weg zur Praxis befand, wurde mir mitgeteilt, ich müsse 1.575
EUR selbst mitbringen. Diese Forderung war mir vorher nicht schriftlich angekündigt worden.
Da ich diesen Betrag nicht zahlen konnte und eine schriftliche Kostenklärung verlangte, wurde
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